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Behörden Spiegel: Herr Rhein, 
Sie sind der neue Minister-

präsident des Landes Hessen. 
Was steht auf Ihrer Agenda? Was 
wollen Sie bis zu den nächsten 
Landtagswahlen, die voraussicht-
lich im Herbst kommenden Jahres 

Boris Rhein: Die Koalition geht 
mit viel Schwung und sehr viel 
Dynamik in diese vor uns lie-
genden Monate. Wir haben noch 
viel vor. Wir haben viele Ziele. 
Dazu gehört beispielsweise die 
Auflage eines Klimaschutzge-
setzes. Eines unserer zentralen 
Ziele muss es sein, mehr für den 
Klimaschutz zu tun. Dazu gehört 
unter anderem der Ausbau der 
Erneuerbaren Energien. 

Behörden Spiegel: Um was 
geht es Ihnen noch?

Rhein: Wir wollen den Katas-
trophenschutz in Hessen, der 
schon sehr gut aufgestellt ist, 
noch besser machen. Hier geht 
es uns vor allem um die Reak-
tivierung von Sirenen und um 
ein Schutzraumkonzept. Denn 
diese Räume, die leider in den 
vergangenen Jahren bundesweit 
stillgelegt worden sind, gewin-
nen wieder an Bedeutung. Das 
zeigt uns aktuell der russische 
Angriffskrieg auf die Ukraine. 
Da müssen wir gemeinsam mit 
dem Bund handeln. Ein weiteres 
wichtiges Politikfeld für unsere 
Landesregierung ist die Sozial- 

Behörden Spiegel: Was konn-
ten Sie aus Ihren vorherigen Äm-
tern als Landtagspräsident sowie 
als Minister in Ihre neue Funktion 
mitnehmen?

Rhein: Die Ämter, die ich zu-
vor bekleidet habe, sind beste 
Voraus setzungen für das Amt des 
hessischen Ministerpräsidenten. 
Zumal ich ja auch kommunal-
politische Ämter, als hauptamt-
licher Stadtrat in Frankfurt am 
Main, innehatte. Ich habe also 
eine große Bandbreite an Auf-
gaben und Themen kennenge-
lernt, sodass mir verschiedenste 
politische Bereiche bekannt und 
vertraut sind.

Behörden Spiegel: Welche 
Schwerpunkte werden Sie im 
anstehenden Wahlkampf und 
dann gegebenenfalls auch in der 

kommenden Legislaturperiode im 
Bereich der Inneren Sicherheit 
setzen?

Rhein: Innere Sicherheit hat für 
die hessische Landesregierung 
und die CDU immer höchste Pri-
orität genossen. Wir haben seit 
1999 enorme Schritte gemacht. 
Die Aufklärungsquote von Straf-
taten ist erheblich gestiegen. Au-
ßerdem haben wir deutlich mehr 
Polizeibeamte auf der Straße und 
den Etat des Innenministeriums 
gegenüber 1999 mehr als ver-
doppelt. Wir werden auch wei-
terhin einen Schwerpunkt auf 
die Innere Sicherheit legen, vor 
allem auch im Cyber-Bereich. 
Außerdem wollen wir den Ein-
satz von Technik ausbauen, mit 
der sich Straftaten im besten 
Fall verhindern oder zumindest 
prognostizieren lassen. 

Behörden Spiegel: Um was 
geht es Ihnen noch?

Rhein: Beim Thema Digitali-
sierung der Polizei werden wir 
selbstverständlich auch weiter 
auf die Ausstattung mit Smart-
phones und Tablets setzen. Ein 
weiterer Punkt, der mir persön-
lich ganz besonders am Herzen 
liegt, ist der Kampf gegen den 
Missbrauch von Kindern. Hier 
müssen wir konstatieren, dass 
dringender Handlungsbedarf be-
steht. Ich kann überhaupt nicht 
nachvollziehen, dass sich der 
Bundesjustizminister in diesem 
Deliktsfeld der Wiedereinführung 
der Vorratsdatenspeicherung ver-
weigert. Ebenfalls wichtig ist uns 
die Bekämpfung des Rechtsextre-
mismus. Hier muss man sowohl 
reaktiv als auch präventiv tätig 
werden. Wir setzen also weiterhin 
stark auf den Ausbau der Inneren 
Sicherheit und damit auf einen 
starken Staat.

Behörden Spiegel: Erwarten 
Sie, dass Bundesinnenministerin 
Nancy Faeser (SPD) Ihre Gegen-
kandidatin im hessischen Land-
tagswahlkampf wird?

Rhein: Ich glaube, das weiß 
Frau Faeser noch nicht einmal 
selbst. Und ihre Partei weiß es 
deshalb auch noch nicht. Ich 
nehme wahr, dass die hessische 
Sozialdemokratie in einem Fin-
dungsprozess ist. Ich würde mich 
unwohl fühlen, wenn die CDU vor 
einer solch bedeutenden Land-
tagswahl derart unsortiert wäre. 
Aber das muss die Sozialdemo-
kratie mit sich ausmachen. Ich 
schätze Nancy Faeser als Person 
sehr und ich nehme sie genauso 
wie andere Mitbewerberinnen 
und Mitbewerber überaus ernst. 
Aber zunächst muss die SPD ja 
noch eine Kandidatin oder einen 
Kandidaten benennen. Ich bin 
gespannt.

Behörden Spiegel: Braucht es 
im Bereich der Cyber-Abwehr und 
-Sicherheit mehr Zentralisierung 
und stärkere Bundeskompeten-
zen? Das hatte Frau Faeser ja 
kürzlich vorgeschlagen?

Rhein: Wir haben es derzeit mit 
einer Bundesregierung zu tun, 
die weitgehend aus Ministerin-
nen und Ministern besteht, die 
weder Verwaltungserfahrungen 
haben noch sich in der Lenkung 
größerer Apparate in den Bun-
desländern auskennen. Und des-
wegen will ich den Vorstoß der 
Bundesinnenministerin genau 
auf diesen Tatbestand zurück-
führen. Denn zunächst einmal 
ist es ja ein diffuser Vorschlag. 
Uns jedenfalls würde es schon 

helfen, wenn die Bundesinnen-
ministerin klar darstellen würde, 
was denn die konkreten Pläne 
für eine Stärkung der Cyber-
Abwehr und der IT-Infrastruktur 
in Deutschland sind. 

Behörden Spiegel: Lohnt diese 
Diskussion denn?

Rhein: Ja, grundsätzlich kön-
nen wir darüber diskutieren. Das 
haben wir in der Vergangenheit ja 
auch schon in den verschiedens-
ten Phänomenbereichen des Ext-
remismus getan. Die Zusammen-
arbeit von Bund und Ländern ist 
immer eine gute Sache. Und die 
Abstimmung zwischen Bund und 
Ländern ist auch immer eine gute 
Sache. Aber wer eine Grundge-
setzänderung herbeiführen will, 
um Angelegenheiten von Ländern 
abzuziehen, der geht fehl. Das 
ist nicht notwendig. Denn wir 
sind gut aufgestellt. Außerdem 
hat sich unser föderales System 
an dieser Stelle immer wieder 
bewiesen. Das sollten wir nicht 
unnötig infrage stellen. 

Behörden Spiegel: Im Gegen-
satz zur allgemeinen Kriminalität, 
die in der Polizeilichen Kriminali-
tätsstatistik (PKS) abgebildet wird 

Politisch motivierte Kriminalität 
(PMK). Woran liegt das und was 
ist zu tun?

Rhein: Aufgrund der Corona-
Pandemie werden die politischen 

Ränder stärker und viele 
Menschen radikalisie-
ren sich. Das führt zu 
mehr Politisch motivier-
ter Kriminalität. Es gibt 
aber sicher noch andere 
Erklärungsmuster. Aus 
meiner Sicht braucht 
es dringend eine gu-
te politische Bildung, 
um Politisch motivier-
te Kriminalität effektiv 
bekämpfen zu können. 

Behörden Spiegel: 
Es gibt eine heftige Dis-

kussion um Extremisten im Öf-
fentlichen Dienst. Es existieren 
Überlegungen, sogar Beamte 
auf Lebenszeit bei bestimmten 
Anhaltspunkten auf ihre Verfas-
sungstreue zu überprüfen. Wie 
steht Hessen dazu?

Rhein: Es ist leider nicht aus-
zuschließen, dass sich auch im 
Öffentlichen Dienst Extremisten 

nur davor warnen, gerade un-
sere Sicherheitsbehörden unter 
einen Generalverdacht zu stellen. 
Mindestens 99,9 Prozent unserer 
Beamtinnen und Beamten ver-
richten ihren Dienst tadellos und 
leisten eine großartige Arbeit für 
die Sicherheit der Bürgerinnen 
und Bürger. Und das Vertrauen 
der Bürger – vor allem in die 
Polizei – ist sehr groß. 

Behörden Spiegel: Es gibt hef-
tigen Streit um die Beamtenbesol-
dung in Hessen. Wie wollen Sie 
das Problem lösen?

Rhein: Das Bundesverfassungs-
gericht hat, nachdem der Hes-
sische Verwaltungsgerichtshof 
einen Vorlagebeschluss gemacht 
hat, einen Paradigmenwechsel 
bei der Alimentation der Beam-
tinnen und Beamten eingeleitet. 
Dieser wird zu massiven Belas-
tungen des Landeshaushaltes 
sowie zu einer  höchstwahr-
scheinlich verfassungswidrigen 
Beamtenalimentation bei uns in 
Hessen führen. Deshalb werden 

wir in Kürze ein Gesetz vorlegen, 
um die Reparaturarbeiten an der 
Besoldung vorzunehmen. Das 
sind wir unseren Beamtinnen 
und Beamten schuldig.

Behörden Spiegel: Ein Problem 
sind Angriffe auf Mitarbeiter des 
Öffentlichen Dienstes. Hier gab es 
in der Vergangenheit wiederholt 
Verschärfungen im Strafgesetz-
buch. Braucht es weitere Ver-
schärfungen oder was ist zu tun?

Rhein: Ich habe mich schon in 
meiner Zeit als hessischer Innen-
minister immer für Strafverschär-
fungen eingesetzt, vor allem für 
Mindeststrafen. Ich bin weiterhin 
davon überzeugt, dass es ganz 
dringend einen “Schutzparagra-
fen für Schutzleute” braucht. 
Hier haben wir – nicht zuletzt 
aufgrund einer Bundesratsini-
tiative aus Hessen – schon viel 
erreicht. Allerdings benötigen 
unsere Einsatzkräfte noch mehr 
Respekt. Darüber müssen wir 
unbedingt sprechen und diesen 
Respekt auch dringend einfor-
dern. Zudem braucht es eine 
noch konsequentere Justiz. Hier 
haben wir in Hessen schon vieles 
erreicht. Bundesweit besteht aber 
noch deutliches Verbesserungs-
potenzial.

Behörden Spiegel: Die Bun-
desländer werben sich den Nach-
wuchs gegenseitig ab. Was kann 
hier unternommen werden?

Rhein: Bei der Beamtenbesol-
dung existiert ein stark ausge-
prägter Wettbewerbsföderalis-
mus. Das macht uns durchaus 
zu schaffen. Aber kaum bei der 
Polizei. Denn dort haben wir 
kaum Nachwuchsprobleme. Und 
es gibt auch keine massiven Ab-
wanderungen zu Behörden des 
Bundes. Probleme haben wir 
allerdings bei der Richterbesol-
dung, die nach der Besoldungs-
gruppe R erfolgt. Denn unsere 
R-Besoldung besteht aus weit-
aus mehr Erfahrungsstufen als 
beispielsweise die R-Besoldung 
in Bayern. Und das führt dazu, 
dass ein bayerischer Richter 
spürbar mehr verdienen kann 
als ein hessischer Richter. Das 
führt zu Abwanderungen, gera-
de in den Grenzregionen. Hier 
werden wir Abhilfe mithilfe des 
gerade erwähnten Gesetzes zur 
Reform der Beamtenbesoldung 
schaffen. 

Kein Stillstand in Hessen
Ministerpräsident Rhein hat noch viele Punkte auf der Agenda

(BS) Voraussichtlich im Herbst 2023 wird in Hessen ein neuer Landtag gewählt. Bis dahin ist noch ein umfangreiches politisches Programm um-
zusetzen. Darüber spricht Ministerpräsident Boris Rhein (CDU) im Interview mit dem Behörden Spiegel. Die Fragen stellten Uwe Proll und Marco 
Feldmann.

Innere Sicherheit

Seit Jahren wächst der Be-
völkerungsanteil älterer 

Menschen. Allein die Ausgaben 
der Pflegeversicherung haben 
sich nach Daten des Bundes-
gesundheitsministeriums von 
20,9 Milliarden Euro im Jahr 
2011 auf 50,2 Milliarden Euro 
im vergangenen Jahr mehr als 
verdoppelt – ein lohnendes Ziel 
für Betrugsstraftaten. Dement-
sprechend nehmen auch die Er-

-
betrugs massiv zu: Seit Beginn 
der gesonderten Erfassung 2015 
hat sich die Zahl neuer Verfahren 
bei der Kriminalpolizeiinspektion 
Leipzig mehr als verdreifacht. Ei-
ne Besonderheit bei Ermittlungs-
verfahren des Abrechnungsbe-
truges besteht darin, dass diese 
fachlich enorm komplex sind. 
Neben den quantitativen und 
qualitativen Ermittlungsanfor-
derungen müssen die Sachbe-
arbeitenden auch Kompetenzen 
in verschiedenen Rechtsgebieten 

-
trug unter anderem das Sozial-, 
Berufs- und Medizinstrafrecht.

Überprüfung bislang nur 
durch Menschen

gegenüber den Krankenkassen 
überwiegend mit Papierunter-
lagen ab, digitale Beweismittel 
stehen kaum zur Verfügung. 
Leistungsnachweise sind dabei 
die wesentliche Abrechnungs-
grundlage bei den Krankenkas-

sen. Sie enthalten Uhrzeiten, Un-
terschriften und die Zuordnung 
zu den Leistungen. Gleichzeitig 
sind Touren- und Dienstpläne 
die organisatorische Basis der 
Dienste. Diese mit den Abrech-
nungsdaten zu vergleichen, kann 
Hinweise auf Betrugsfälle liefern.
Diese Überprüfung wird bis-

her rein von Menschenhand 
durchgeführt und ist zeit- und 
arbeitsaufwendig, was die Straf-
verfolgung immens verzögert. 

-
fängliche Auswertung aller be-
trugsverdächtigen Fälle nicht 
möglich. Das beschränkt oft den 
Ermittlungsumfang, wodurch der 
Unrechtsgehalt eines Abrech-
nungsbetruges im Strafverfahren 
nicht vollständig abgebildet wird.

Machine-Learning-Verfahren 
unterstützt smarte  
Betrugserkennung

-
rensik” stellt sich dieser komple-
xen Aufgabe und wird dabei vom 
Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) gefördert. 
Kernziel ist das Entwickeln von 
Algorithmen zum automatischen 
Einlesen und intelligenten Aus-

werten der Papierberge. Jeder 

Papierdokumente. Sie werden 
handschriftlich ergänzt, mal 
sind es Tabellen, mal Fließtext. 
Ein automatisiertes Prüfen ist 
eine echte Herausforderung. 
Bisher werden die Ergebnisse 

aus der fallbezogenen Prüfung 
verschiedener Dokumente ma-
nuell in Tabellen übertragen. 
Mit Bildverarbeitung kann man 
einiges automatisieren. Sowohl 
die Struktur als auch die Inhal-
te lassen sich mit Algorithmen 
der KI erfassen. So lassen sich 

den richtigen Mitarbeitenden 
zuordnen.
Die Forschenden am Fraunho-

fer ITWM entwickeln und imple-
mentieren dazu KI-Algorithmen, 
mit denen die verschiedenartigen 
Abrechnungsdokumente digi-
talisiert werden. Die erkannten 
Inhalte werden dann vom Nut-
zenden stichprobenartig mit dem 
Originaldokument verglichen und 
so wird die Zuverlässigkeit der 
Algorithmen nachvollzogen. Für 
die weitere Ermittlung werden 
die Informationen in eine Ergeb-
nisdatenbank übertragen. Das 
ermöglicht eine dokumenten-
übergreifende Analyse.
Zum Erkennen von Auffällig-

keiten wurden durch die Ermit-
telnden der Polizei realistische 
Szenarien und Auswertungen 
erstellt, die in Ermittlungsver-
fahren von Interesse sind. Zum 
Trainieren der KI-Algorithmen 
wird vom ITWM-Team und der 
Polizeidirektion Leipzig mit gro-
ßem Aufwand Datenannotation 
betrieben. Das heißt: Mehrere 
tausend Dokumente werden von 
Menschen erstellt und manuell 
markiert, um die Algorithmen 

überhaupt intelligent zu gestal-
ten. Sie werden auch in Zukunft 
immer wieder mit Daten aus ech-
ten Ermittlungsverfahren getestet 
und verbessert. So wird die KI 
den Menschen nicht ersetzen, 
sondern im Prozess unterstützen.

Software vereinfacht und 
beschleunigt Arbeit 

Ziel des zweijährigen For-
schungsprojektes ist es, den Er-
mittelnden ein Software-Tool an 
die Hand zu geben, das hilft, die 
Betrugsfälle schneller systema-
tisch aufzudecken. Zugleich soll 
es möglichst einfach zu bedienen 
sein und gerichtsfeste Ergebnisse 
liefern. In der Entwicklung wer-
den daher Aspekte wie Datensi-
cherheit, Zugriffsprotokollierung 
und Nachvollziehbarkeit bereits 
berücksichtigt. Eine große He-
rausforderung ist auch die An-
passung an die IT-Infrastruktur 
der Polizei. Um sicherzustellen, 
dass die Software dort perspek-
tivisch integriert werden kann, 
ist das Polizeiverwaltungsamt 
als assoziierter Partner ebenfalls 
beteiligt.
Erste Arbeitsergebnisse ermög-

lichen bereits jetzt die automati-
sche Erkennung von typischen 
Tabellenstrukturen und -inhal-
ten. Die Auswertungen sind in 
einem Software-Demonstrator 
umgesetzt. Die Projektfortschritte 
stimmen zuversichtlich, dass die 
Arbeit der Strafverfolgungsbehör-
den vereinfacht werden kann.

PflegeForensik: Software unterstützt Strafverfolgung
Mit Künstlicher Intelligenz gegen Abrechnungsbetrug im Pflegedienst 

(BS/Antje Schindler/ Dr. Elisabeth Leoff) Gemeinsam mit der Generalstaatsanwaltschaft Dresden und der Polizeidirektion Leipzig gehen Forschen-
de des Fraunhofer-Instituts für Techno- und Wirtschaftsmathematik ITWM gegen Abrechnungsbetrug in der Pflege vor. Sie entwickeln im Projekt 
“PflegeForensik” eine auf Künstlicher Intelligenz (KI) basierende Software. Denn hier gibt es eine hohe kriminelle Energie.

“Innere Sicherheit hat für 
die hessische Landes-
regierung und die CDU 
immer höchste Priorität 

genossen.”

Boris Rhein (CDU) ist neuer Minister-

präsident des Landes Hessen. Zuvor 

war er dort unter anderem Präsident 

des Landtages sowie Innenminister.

Foto: BS/Hessische Staatskanzlei

Kriminalhauptkommissarin Antje Schindler (l.) ist Sozialwissenschaftlerin und 

seit 2010 bei der Kriminalpolizeiinspektion Leipzig als Ermittlerin im Bereich 

Wirtschaftskriminalität tätig, seit 2013 mit Spezialisierung auf das Deliktfeld 

“Abrechnungsbetrug im Gesundheitswesen”. Sie hat die fachliche Leitung des 

Projekts “PflegeForensik” für die Polizeidirektion Leipzig inne. Dr. Elisabeth Le-

off (r.) ist promovierte Mathematikerin und stellvertretende Abteilungsleiterin 

der Abteilung “Finanzmathematik” am Fraunhofer-Institut für Techno- und Wirt-

schaftsmathematik ITWM in Kaiserslautern. Die Wissenschaftlerin leitet zudem 

das Forschungsprojekt “PflegeForensik”. Foto: BS/privat
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